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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 

(26. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Entscheidung des Rates der Organisation für 
Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) vom 
12. Juni 1959 über die Annahme von Strahl enschutzvorschriften 

— Drucksache 2581 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Bechert 


Der Gesetzentwurf — Drucksache 2581 — ist dem 
Ausschuß für Atomkernenergie und Wasserwirt- 
schaft von der Vollversammlung des Deutschen Bun- 
destages in der 152. Sitzung am 16. März 1961 zur 
Beratung überwiesen worden. Der Ausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 5. Mai 1961 
behandelt und ihn trotz Bedenken einstimmig ge- 
billigt. Es kann insoweit auf die Begründung der 
Regierungsvorlage Bezug genommen werden. 

Im einzelnen ist das Nachfolgende zu bemerken: 

I. 

Die dem Gesetzentwurf zugrunde liegende Ent- 
scheidung des Rates der OEEC vom 12. Juni 1959 
enthält Vorschriften und Empfehlungen. 

1. Der Rat hat am 12. Juni 1959 entschieden, daß 
die Mitgliedstaaten der OEEC die erforderlichen 
Maßnahmen zu treffenr haben, um einen aus- 
reichenden Schutz vor den Gefahren ionisieren- 
der Strahlen für Personen zu schaffen und zu 
gewährleisten, die beruflich oder sonst mit ioni- 
sierender Strahlung zu tun haben oder unter ihre 
Wirkung kommen können. Der Rat hat außerdem 
entschieden, daß idie Mitgliedstaaten der OEEC 
sicherzustellen haben, daß geeignete Maßnah- 
men vorbereitet werden, um Notständen oder 
Unfällen zu begegnen, die eine Gefährdung 
durch ionisierende Strahlung mit sich bringen. 

2. Der Rat empfiehlt den Mitgliedstaaten, den unter 
1. genannten Maßnahmen die Grundnormen für 
den Strahlenschutz zugrunde zu legen, die der 
Entscheidung des Rates vom 12. Juni 1959 als 
Anlage beigefügt sind. 


3. Der Rat der OEEC hat am 12. Juni 1959 außer- 
dem entschieden: 

a) Die Mitgliedstaaten der OEEC werden der 
EuropäischenKernenergie-Agentur bis 15. No- 
vember 1959 einen ersten Bericht vorlegen 
über ihre Gesetzgebungs- und Verwaltungs- 
maßnahmen, die dieser Entscheidung des 
Rates entsprechen, gegebenenfalls mit der 
Angabe darüber, wo und warum andere als 
die in dieser Entscheidung empfohlenen 
Grundnormen für den Strahlenschutz aage- 
wendet wurden. 

b) Der Unterausschuß für Gesundheit und Sicher- 
heit bei der Kernenergie-Agentur wird die 
unter a) genannten Maßnahmen prüfen und 
dem Direktionsausschuß für Kernenergie bis 
31. Dezember 1959 darüber berichten. Dieser 
Unterausschuß gibt gleichzeitig an, wann die 
Mitgliedstaaten der OEEC weitere Auskünfte 
erteilen sollen. 

c) Der Direktionsausschuß für Kernenergie kann 
Anhang II der Anlage zu dieser Entscheidung 
vom 12. Juni 1959 aufgrund neuer Empfehlun- 
gen der Internationalen Strahlenschutzkom- 
mission ändern. 

11 . 

Den unter 1. 3. a) genannten Bericht hat die Bun- 
desregierung inzwischen erstattet. Der unter I. 3. c) 
genannte Anhang II enthält Bestimmungen über 
höchstzulässige Konzentrationen radioaktiver Stoffe 
in Trinkwasser und Atemluft bei Dauerexposition 
beruflich strahlenexponierter Personen. 
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III. 

Die Anlage zu der Entscheidung des Rates vom 
12. Juni 1959 enthält Grundnormen für den Strahlen- 
schutz. Dabei wird unterschieden: 

1. Bestrahlung beruflich strahlenexponierter Per- 
sonen in Kontrollbereichen, das ist in Bereichen, 
in denen sich eine Quelle ionisierender Strahlen 
befindet und die Möglichkeit besteht, daß beruf- 
lich strahlenexponierte Personen höhere Strah- 
lungsmengen als 1,5 rem pro Jahr erhalten. 

2. Bestrahlung besonderer Bevölkerungsgruppen; 
das sind 

a) nicht beruflich strahlenexponierte Personen, 
die bei ihrer Tätigkeit gelegentlich einen 
Kontrollbereich betreten, 

b) Personen, die durch ihre Beschäftigung außer- 
halb eines Kontrollbereiches ionisierenden 
Strahlen ausgesetzt sind, 

c) Personen, die in einem Überwachungsbereich 
wohnen und ionisierenden, in dem Kontroll- 
bereich verursachten Strahlen ausgesetzt sein 
können. Überwachungsbereiche sind Bereiche, 
die unmittelbar an einen Kontrollbereich an- 
grenzen, In den Überwachungsbereichen sind 
die radioaktive Kontamination und der Strah- 
lenpegel zu messen, soweit es für den Ge- 
sundheitsschutz erforderlich ist. In den Über- 
wachungsbereichen betragen die höchstzuläs- 
sigen Konzentrationen radioaktiver Stoffe im 
Trinkwasser und in der Atemluft 1/10 der 
Werte, welche als höchstzulässig gelten bei 
Dauerexposition beruflich strahlenexponier- 
ter Personen. 

3. Bestrahlung der Gesamtbevölkerung. 

Für die Bestrahlung der Gesamtbevölkerung ist 
die höchstzulässige genetische Dosis festgesetzt, 
die bis zum Alter von 30 Jahren für den einzel- 
nen im Durchschnitt der Gesamtbevölkerung Zu- 
sammenkommen darf. Bei der Durchschnittsbe- 
rechnung ist zu berücksichtigen, wieviel die be- 
ruflich strahlenexponierten Personen und die 
unter 2. genannten besonderen Bevölkerungs- 
gruppen an Strahlung bekommen. Nicht zu be- 
rücksichtigen sind Bestrahlungen durch die 
natürliche Grundstrahlung und infolge ärztlicher 
Untersuchungen und Behandlungen. Der Bericht- 
erstatter bemerkt dazu, daß das Außerachtlassen 
der Bestrahlungen infolge ärztlicher Unter- 
suchung und Behandlung in der genetischen Aus- 
wirkung bedenklich sein kann; denn die Strah- 
lungsmengen, die auf diese Weise bei den hoch- 


zivilisierten Völkern im Durchschnitt auf den 
einzelnen treffen, liegen in der gleichen Größen- 
ordnung wie die sogenannte natürliche Grund- 
strahlung. 

IV. 

Anhang I zur Anlage enthält 

1. höchstzulässige Strahlungsmengen für beruflich 
strahlenexponierte Personen in Kontrollberei- 
chen, 

2. höchstzulässige Strahlungsmengen für die oben 
unter III. 2. genannten besonderen Bevölkerungs- 
gruppen. 

Der Berichterstatter bemerkt dazu, daß die in 
Drucksache 2581 S. 9 unter A. 2. d) festgesetzte 
Regelung bedenklich scheint. Sie bedeutet, daß auch 
bei Überschreitung der heute für höchstzulässig ge- 
haltenen Strahlungsmenge zu Zeiten, wo die höchst- 
zulässige Menge größer war als heute, also die 
Strahlung für ungefährlicher gehalten wurde als 
heute, so gerechnet werden soll, als sei der von der 
Strahlung getroffene Mensch nur höchstens der 
heute für höchstzulässig geltenden Strahlungsmenge 
ausgesetzt gewesen. 

V. 

Anhang II gibt höchstzulässige Konzentrationen 
radioaktiver Stoffe in Trinkwasser und Atemluft bei 
Dauerexposition beruflich strahlenexponierter Per- 
sonen. In der Anhang II beigegebenen Tabelle ist 
zu beachten (vgl. die Anmerkung auf S. 13 der 
Drucksache 2581), daß für die im ganzen Körper 
verbreiteten radioaktiven Stoffe die in der Tabelle 
angegebenen Werte 3fach zu hoch sind, also durch 
3 geteilt werden müssen. Der Grund ist, daß die 
Tabelle sich auf die Empfehlungen der Internatio- 
nalen Kommission für Strahlenschutz vom 1. De- 
zember 1954 stützt und daß man auf Grund neuerer 
Forschungsergebnisse die Strahlung heute für ge- 
fährlicher hält als damals. 

VI. 

Die Verpflichtungen, die der Bundesrepublik mit 
diesem Gesetz auferlegt werden, gehen nicht über 
die aus der Zugehörigkeit zu Euratom sich ergeben- 
den Verpflichtungen hinaus. Die Bedeutung der Ent- 
scheidung des Rates der OEEC besteht darin, daß 
die Strahienschutzmaßnahmen durch die Entschei- 
dung über die 6 Euratom-Staaten hinaus auf die 
18 Mitgliedstaaten der OEEC ausgedehnt werden. 
Der Strahlenschutz wird dadurch in einem größeren 
Gebiet sichergestellt. 


Bonn, den 12. Mai 1961 


Dr. Bechert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2581 — 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 12. Mai 1961 


Der Ausschuß für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 

Dr. Dehler Dr. Bechert 

Vorsitzender Berichterstatter 


unver- 
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